
 

  

S 1 KR 741/18

Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Bundesrepublik Deutschland
Sozialgericht Bundessozialgericht
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung -
Kategorie Urteil
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Krankenversicherung –

Krankenhausabrechnungsprüfung –
Prüfverfahrensvereinbarung 2016 –
materielle Präklusionsregelung –
Erstreckung auf vom Medizinischen
Dienst nicht angeforderte Unterlagen –
Obliegenheit des Krankenhauses zur
kursorischen Durchsicht daraufhin, ob
diese für die Erfüllung des Prüfauftrages
ersichtlich relevant sein können

Leitsätze 1. Die 2016 zwischen dem
Spitzenverband Bund der Krankenkassen
und der Deutschen
Krankenhausgesellschaft geschlossene
Prüfverfahrensvereinbarung bewirkt – wie
die vorangegangene
Prüfverfahrensvereinbarung 2014 – eine
materielle Präklusionsregelung. 

2. Die Präklusionswirkung kann sich auf
vom Medizinischen Dienst der
Krankenversicherung nicht angeforderte
Unterlagen erstrecken, die aus Sicht des
Krankenhauses für den konkret
eingegrenzten Prüfauftrag relevant sein
können.

3. Dem Krankenhaus obliegt in
Abhängigkeit von Umfang und
Konkretisierung des Prüfauftrags
regelmäßig nur eine kursorische
Durchsicht der nicht angeforderten
Unterlagen daraufhin, ob diese für die
Erfüllung des Prüfauftrages ersichtlich
relevant sein können.

Normenkette PrüfvVbg § 7 Abs 2 S 2 F: 2014-07-18;SGB
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VPrüfvVbg § 7 Abs 2 S 2 F:
2016-02-03;SGB VPrüfvVbg § 7 Abs 2 S 3
F: 2016-02-03;SGB VPrüfvVbg § 7 Abs 2 S
4 F: 2014-07-18;SGB VPrüfvVbg § 7 Abs 2
S 4 F: 2016-02-03;SGB VPrüfvVbg § 7 Abs
2 S 5 F: 2016-02-03;SGB VPrüfvVbg § 7
Abs 2 S 6 F: 2016-02-03;SGB VPrüfvVbg §
7 Abs 2 S 7 F: 2016-02-03;SGB VPrüfvVbg
§ 7 Abs 2 S 8 F: 2016-02-03;SGB
VPrüfvVbg § 7 Abs 2 S 9 F:
2016-02-03;SGB VPrüfvVbg § 7 Abs 5 S 3
F: 2016-02-03;SGB VKHG § 17c Abs 2 F:
2013-07-15;SGB VSGB V § 275 Abs 1c S 4
F: 2015-12-10;SGB VSGB V § 109 Abs 4 S
2

1. Instanz

Aktenzeichen S 1 KR 741/18
Datum 31.10.2019

2. Instanz

Aktenzeichen L 5 KR 239/19
Datum 20.08.2020

3. Instanz

Datum 10.11.2021

Â 

Auf die Revision der Beklagten wird das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-
Pfalz vom 20. August 2020 aufgehoben. Die Sache wird zur erneuten Verhandlung
und Entscheidung an das Landessozialgericht zurÃ¼ckverwiesen.

Der Streitwert fÃ¼r das Revisionsverfahren wird auf 1242,69 Euro festgesetzt.

Â 

G r Ã¼ n d e :

I

Â 

1

Die Beteiligten streiten Ã¼ber die VergÃ¼tung stationÃ¤rer
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Krankenhausbehandlung.

Â 

2

Das klagende Krankenhaus (im Folgenden: Krankenhaus) behandelte einen
Versicherten der beklagten Krankenkasse (im Folgenden: KK) vom 7. bis 8.12.2017
stationÃ¤r. Dem Versicherten war durch die behandelnde Ã�rztin fÃ¼r
Allgemeinmedizin Krankenhausbehandlung verordnet worden wegen: â��seit
Monaten zunehmende Cephalgien, jetzt seit gestern Schwindel und Brechreizâ��. In
der Anamnese des Krankenhauses wurde festgehalten, dass der Versicherte wegen
seit lÃ¤ngerer Zeit bestehender Cephalgien von der HausÃ¤rztin eingewiesen
worden sei. Am Aufnahmetag habe er seine HausÃ¤rztin wegen stÃ¤rkster
Kopfschmerzen aufgesucht, er habe eine Infusion mit Novalgin und Vomex erhalten,
daraufhin sei eine Besserung der Symptomatik eingetreten. Der Versicherte
verlieÃ� das Krankenhaus nach DurchfÃ¼hrung einer Kernspintomographie am
8.12.2017 gegen Ã¤rztlichen Rat. Das Krankenhaus stellte der KK fÃ¼r die
Behandlung 1242,69Â Euro in Rechnung (Diagnosis Related Groups â��Â DRG
B66DÂ â�� Neubildungen des Nervensystems, ein Belegungstag oder ohne
Ã¤uÃ�erst schwere CC, AlterÂ > 15 Jahre). Die KK beglich die Rechnung und
beauftragte den Medizinischen Dienst der Krankenversicherung (MDK) mit der
Ã�berprÃ¼fung der Notwendigkeit der stationÃ¤ren Behandlung. Dieser bat das
Krankenhaus mit PrÃ¼fanzeige vom 27.12.2017 um Ã�bersendung â��sÃ¤mtlicher
prÃ¼fungsrelevanter Unterlagen, gemÃ¤Ã� Â§Â 7 Abs.Â 2 SatzÂ 4 der PrÃ¼fvV,
mindestens jedoch um Ã�bersendung der folgenden Unterlagen: Arztbrief(e),
prÃ¼frelevante Prozedurenunterlagen, Fieberkurve(n), Pflegedokumentation sowie
Verlaufsdokumentation aller Berufsgruppen, Aufnahmedokumentationâ��. Das
Krankenhaus Ã¼bersandte dem MDK Unterlagen, nicht jedoch die Verordnung der
Krankenhausbehandlung (Krankenhauseinweisung). In seinem Gutachten verneinte
der MDK die medizinische Notwendigkeit der Aufnahme des Versicherten zur
stationÃ¤ren Behandlung. Die KK verrechnete daraufhin den gezahlten
Rechnungsbetrag mit einer anderen Forderung der KlÃ¤gerin. Im Verfahren vor dem
SG hat die KK unter Hinweis darauf, dass sie im Hinblick auf die materielle
Ausschlussfrist keine weiteren als die bisher Ã¼bersandten Unterlagen gegen sich
gelten lassen werde, die komplette Krankenhausakte dem MDK zur Begutachtung
vorgelegt. Dieser bejahte nunmehr aufgrund der in der Krankenhauseinweisung der
HausÃ¤rztin zum Ausdruck kommenden Dynamik in den Beschwerden und dem sich
daraus ergebenden Verdacht eines raumfordernden Prozesses die Notwendigkeit
einer stationÃ¤ren Ã�berwachung und raschen Diagnostik zum Ausschluss einer
akut lebensbedrohlichen Situation fÃ¼r den Versicherten. Das SG hat die KK zur
Zahlung von 1242,69Â Euro nebst Zinsen verurteilt (Urteil vom 31.10.2019). Das
LSG hat die dagegen gerichtete Berufung der KK zurÃ¼ckgewiesen. Zur
BegrÃ¼ndung hat es ausgefÃ¼hrt, Â§Â 7 AbsÂ 2 der Vereinbarung Ã¼ber das
NÃ¤here zum PrÃ¼fverfahren nach Â§Â 275 Absatz 1c SGBÂ V vom 3.2.2016
gemÃ¤Ã� Â§ 17c Absatz 2 KHG (PrÃ¼fverfahrensvereinbarung â��Â PrÃ¼fvV 2016)
enthalte keine materiell-rechtliche Ausschlussfrist. Hinzu komme, dass sich eine
materiell-rechtliche Ausschlusswirkung jedenfalls nicht auf Unterlagen erstrecke,
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deren Ã�bersendung der MDK nicht ausdrÃ¼cklich verlangt habe. Dies sei
hinsichtlich der Verordnung der HausÃ¤rztin der Fall gewesen. Bei deren
BerÃ¼cksichtigung stehe die Notwendigkeit der stationÃ¤ren Behandlung des
Versicherten fest. Es kÃ¶nne offenbleiben, ob sich diese nicht auch schon aus den
vom MDK angeforderten Unterlagen ergeben habe (Urteil vom 20.8.2020).

Â 

3

Die KK rÃ¼gt mit ihrer Revision eine Verletzung von Â§Â 39 AbsÂ 1 SatzÂ 3,
Â§Â 109 AbsÂ 4 SatzÂ 2 SGBÂ V sowie Â§Â 17c AbsÂ 2
Krankenhausfinanzierungsgesetz (KHG) iVm Â§ 7 Abs 2 Satz 4 bis 6 PrÃ¼fvV 2016.
Sie ist der Ansicht, die fÃ¼r die Bejahung der medizinischen Notwendigkeit der
stationÃ¤ren Aufnahme maÃ�gebliche Krankenhauseinweisung der behandelnden
HausÃ¤rztin sei als Beweismittel prÃ¤kludiert.

Â 

4

Die Beklagte beantragt,
die Urteile des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 20.Â August 2020 und des
Sozialgerichts Koblenz vom 31.Â Oktober 2019 aufzuheben und die Klage
abzuweisen,
hilfsweise,
das Urteil des Landessozialgerichts Rheinland-Pfalz vom 20.Â August 2020
aufzuheben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Entscheidung an das
Landessozialgericht zurÃ¼ckzuverweisen.

Â 

5

Die KlÃ¤gerin beantragt,
die Revision zurÃ¼ckzuweisen.

Â 

6

Sie hÃ¤lt die angefochtene Entscheidung fÃ¼r zutreffend.

Â 

II

Â 
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7

Die zulÃ¤ssige Revision der beklagten KK ist im Sinne der ZurÃ¼ckverweisung der
Sache an das LSG zur erneuten Verhandlung und Entscheidung begrÃ¼ndet (
Â§Â 170 AbsÂ 2 SatzÂ 2 SGG). Der Senat kann auf Grundlage der Feststellungen des
LSG nicht entscheiden, ob dem Krankenhaus der geltend gemachte
VergÃ¼tungsanspruch weiter zusteht oder ob die KK mit einem aus der Behandlung
des Versicherten resultierenden Erstattungsanspruch wirksam aufgerechnet hat.

Â 

8

Das LSG hat den zwischen den Beteiligten in der Sache unstreitigen
VergÃ¼tungsanspruch bejaht. Es hat dabei auch die Krankenhauseinweisung der
HausÃ¤rztin des Versicherten berÃ¼cksichtigt und ist davon ausgegangen, dass
dem nicht entgegenstehe, dass das Krankenhaus diese dem MDK nicht innerhalb
der Acht-Wochen-Frist gemÃ¤Ã� Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 4 PrÃ¼fvV 2016 Ã¼bersandt
habe. Dies hÃ¤lt einer revisionsgerichtlichen Ã�berprÃ¼fung nicht stand. Die
Krankenhauseinweisung war wegen nicht fristgerechter Vorlage als Beweismittel
prÃ¤kludiert. Das LSG hÃ¤tte ohne deren BerÃ¼cksichtigung Ã¼ber den
VergÃ¼tungsanspruch des Krankenhauses entscheiden mÃ¼ssen.

Â 

9

Wie Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 2 bisÂ 4 PrÃ¼fvV 2014 enthÃ¤lt auch Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 4
bisÂ 9 PrÃ¼fvV 2016 eine materielle PrÃ¤klusionsregelung (dazuÂ 1.). Diese bezieht
sich zum einen auf Unterlagen, die der MDK zumindest ihrer Art nach konkret
bestimmt angefordert hat (dazuÂ 2.) und darÃ¼ber hinaus â��Â insofern
abweichend von der PrÃ¼fvV 2014Â â�� auf weitere Unterlagen, die fÃ¼r das
Krankenhaus ohne Weiteres erkennbar ebenfalls fÃ¼r den konkret eingegrenzten
PrÃ¼fauftrag relevant sein kÃ¶nnen (dazuÂ 3. undÂ 4.). Die Voraussetzungen der
PrÃ¤klusion lagen hier hinsichtlich der Krankenhauseinweisung der HausÃ¤rztin vor 
(dazuÂ 5.). Die prÃ¤kludierten Unterlagen dÃ¼rfen nicht mehr zur BegrÃ¼ndung
des VergÃ¼tungsanspruchs berÃ¼cksichtigt werden (dazuÂ 6.). Das Berufen der KK
auf die PrÃ¤klusion war auch nicht treuwidrig (dazuÂ 7.). Das LSG muss
Feststellungen dazu nachholen, ob sich die medizinische Notwendigkeit der
Krankenhausbehandlung auch ohne BerÃ¼cksichtigung der
Krankenhausverordnung feststellen lÃ¤sst (dazuÂ 8.).

Â 

10

1.Â Der Senat hat zu Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 2 bisÂ 4 PrÃ¼fvV 2014 bereits
entschieden, dass es sich hierbei um eine PrÃ¤klusionsregelung handelt mit der
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Rechtsfolge, dass Unterlagen, die der MDK im Rahmen eines ordnungsgemÃ¤Ã�en
PrÃ¼fverfahrens angefordert, das Krankenhaus aber nicht innerhalb der Frist von
vier Wochen vorgelegt hat, auch in einem spÃ¤teren Gerichtsverfahren nicht mehr
zur BegrÃ¼ndung des VergÃ¼tungsanspruchs berÃ¼cksichtigt werden dÃ¼rfen.
Die prÃ¤kludierten Unterlagen sind als Beweismittel endgÃ¼ltig ausgeschlossen.
Dies ist auch von der ErmÃ¤chtigungsgrundlage in Â§Â 17c AbsÂ 2 KHG (idF des
Gesetzes zur Beseitigung sozialer Ã�berforderung bei Beitragsschulden in der
Krankenversicherung vom 15.7.2013, BGBlÂ I 2423) getragen und mit dem
Grundgesetz vereinbar (siehe dazu im Einzelnen BSG vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR
32/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 11Â ff; BSG vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR 24/20Â R
Â â�� juris RdNrÂ 11Â ff).

Â 

11

Das gilt in gleicher Weise auch fÃ¼r die hier maÃ�geblichen Regelungen in Â§Â 7
AbsÂ 2 SatzÂ 2 bisÂ 9 der fÃ¼r BehandlungsfÃ¤lle ab dem 1.1.2017 geltenden
PrÃ¼fvV 2016.

Â 

12

a)Â Diese lauten:
â��Bei einer PrÃ¼fung im schriftlichen Verfahren kann der MDK die Ã�bersendung
von Kopien der Unterlagen verlangen, die er zur Beurteilung von Voraussetzungen,
Art und Umfang der Leistung sowie zur PrÃ¼fung der ordnungsgemÃ¤Ã�en
Abrechnung benÃ¶tigt. Dabei kann sowohl der MDK die angeforderten Unterlagen
konkret benennen als auch das Krankenhaus die aus seiner Sicht zur ErfÃ¼llung des
konkreten PrÃ¼fauftrages erforderlichen Unterlagen ergÃ¤nzen. Das Krankenhaus
hat die Unterlagen innerhalb vonÂ 8 Wochen nach Zugang der
Unterlagenanforderung an den MDK zu Ã¼bermitteln. Die vom MDK angeforderten
und gegebenenfalls vom Krankenhaus ergÃ¤nzten Unterlagen mÃ¼ssen dem MDK
innerhalb der Frist des SatzesÂ 4 zugegangen sein. Sind die Unterlagen dem MDK
nicht fristgerecht zugegangen, hat das Krankenhaus einen Anspruch nur auf den
unstrittigen Rechnungsbetrag. Liefert das Krankenhaus die erforderlichen
Unterlagen innerhalb von weiteren 6Â Wochen nach, wird das PrÃ¼fverfahren
fortgesetzt, sofern das Krankenhaus vor der Nachlieferung die Krankenkasse
informiert und fÃ¼r die Fortsetzung des PrÃ¼fverfahrens eine Pauschale in HÃ¶he
von 300Â Euro an die Krankenkasse entrichtet hat. Nach Ablauf der Frist von
SatzÂ 7 ist eine Ã�bersendung von Unterlagen durch das Krankenhaus
ausgeschlossen. Ein Anspruch auf den dann noch strittigen Rechnungsbetrag
besteht nicht.â��

Â 

13
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b)Â Ebenso wie Â§Â 7 AbsÂ 2 PrÃ¼fvV 2014 begrenzt Â§Â 7 AbsÂ 2 PrÃ¼fvV 2016
den Anspruch des Krankenhauses bei nicht rechtzeitiger Ã�bermittlung der
Unterlagen auf den â��unstrittigen Rechnungsbetragâ�� (SatzÂ 6; siehe auch
SatzÂ 9) nur insoweit, als der MDK diese â��zur Beurteilung von Voraussetzungen,
Art und Umfang der Leistung sowie zur PrÃ¼fung der ordnungsgemÃ¤Ã�en
Abrechnung benÃ¶tigtâ�� (SatzÂ 2) bzw diese aus Sicht des Krankenhauses zur
ErfÃ¼llung des konkreten PrÃ¼fauftrages erforderlich sind (SatzÂ 3, siehe dazu
noch nÃ¤her unterÂ 3.). Die BegrÃ¼ndung des VergÃ¼tungsanspruchs durch
andere als die angeforderten, aber nicht (fristgerecht) vorgelegten Unterlagen
schlieÃ�t die Vorschrift hingegen nicht aus. Ein Ausschluss des Anspruchs tritt daher
nicht immer schon dann ein, wenn das Krankenhaus nicht alle angeforderten
Unterlagen vorgelegt hat. Dem Krankenhaus soll vielmehr nur derjenige
VergÃ¼tungsanspruch zustehen, der ohne die fehlenden Unterlagen begrÃ¼ndet
werden kann, unabhÃ¤ngig von den angeforderten aber nicht vorgelegten
Unterlagen also â��unstrittigâ�� ist (vgl zu Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 2 undÂ 4 PrÃ¼fvV
2014 BSG vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR 32/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 21Â f; BSG vom
18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR 24/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 23Â f).

Â 

14

c)Â FÃ¼r diese Auslegung spricht auch Â§Â 7 AbsÂ 5 PrÃ¼fvV 2016. Denn bei
einem Wegfall des geprÃ¼ften VergÃ¼tungsanspruchs bliebe fÃ¼r eine
WeiterfÃ¼hrung des PrÃ¼fverfahrens kein Raum mehr und die Frist von fÃ¼nf
Monaten fÃ¼r Korrekturen oder ErgÃ¤nzungen von DatensÃ¤tzen nach Â§Â 7
AbsÂ 5 PrÃ¼fvV 2016 liefe weitgehend leer bzw wÃ¤re faktisch auf eine Frist von
acht Wochen (plus ggf weitere sechs Wochen nach Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 7 PrÃ¼fvV
2016) verkÃ¼rzt (vgl zu Â§Â 7 AbsÂ 5 PrÃ¼fvV 2014 BSG vom 18.5.2021
â��Â BÂ 1Â KR 32/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 30; BSG vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR
24/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 32). Zwar lÃ¤sst Â§Â 7 AbsÂ 5 SatzÂ 3 PrÃ¼fvV 2016
â��Â insofern abweichend von der PrÃ¼fvV 2014Â â�� fÃ¼r den Fall, dass eine
Begutachtung durch den MDK bereits vor Ablauf der FÃ¼nf-Monats-Frist beendet
ist, eine Korrektur oder ErgÃ¤nzung von DatensÃ¤tzen nur bis zum Ende der
Begutachtung durch den MDK zu. Auch diese Regelung geht aber zumindest davon
aus, dass das PrÃ¼fverfahren stets â��Â und damit auch bei nicht fristgerechter
Vorlage von UnterlagenÂ â�� mit einer Begutachtung durch den MDK endet und
nicht automatisch durch Fristablauf.

Â 

15

d)Â Nichts anderes ergibt sich auch aus Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 7 PrÃ¼fvV 2016.
Danach wird das PrÃ¼fverfahren fortgesetzt, wenn das Krankenhaus die
erforderlichen Unterlagen innerhalb von weiteren sechs Wochen nachliefert, die KK
hierÃ¼ber vorab informiert und an diese eine Pauschale in HÃ¶he von 300Â Euro
entrichtet. Daraus folgt nicht zwingend, dass das PrÃ¼fverfahren mit der nicht
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fristgerechten Vorlage der vom MDK angeforderten sowie der weiteren
erforderlichen Unterlagen (siehe dazu noch unterÂ 3.) automatisch endet und der
Fall damit auch nicht auf der Grundlage der nicht prÃ¤kludierten Unterlagen zu
prÃ¼fen wÃ¤re. Die Regelung lÃ¤sst sich vielmehr ohne Weiteres auch dahin
interpretieren, dass sie davon ausgeht, dass der MDK das PrÃ¼fverfahren auf der
Grundlage der ihm vorliegenden Daten und Unterlagen durchgefÃ¼hrt und beendet
hat.

Â 

16

e)Â SchlieÃ�lich spricht fÃ¼r eine materielle PrÃ¤klusion â��Â und gegen einen
materiell-rechtlichen AnspruchsausschlussÂ â�� auch Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 8
PrÃ¼fvV 2016. Danach ist nach Ablauf der in SatzÂ 7 geregelten
Nachlieferungsfrist (siehe dazu obenÂ c und untenÂ 3.) eine Ã�bersendung von
Unterlagen durch das Krankenhaus ausgeschlossen. Der Regelung hÃ¤tte es nicht
bedurft, wenn mit der Begrenzung auf den unstrittigen Rechnungsbetrag durch
SatzÂ 6 undÂ 9 bereits der materiell-rechtliche Anspruch (teilweise) ausgeschlossen
wÃ¤re.

Â 

17

2.Â Der Senat hat ferner entschieden, dass sich Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 2 PrÃ¼fvV 2014
auf die Anforderung von Unterlagen bezieht, die der MDK zumindest ihrer Art nach
konkret bezeichnet hat (zB Aufnahmedokumentation, Operationsbericht,
Pflegedokumentation). Der MDK entscheidet selbst, welche konkreten Unterlagen er
anfordert und bestimmt danach auch die Ermittlungstiefe. Es ist gerade der Zweck
der Regelung, dass sich der MDK nicht in jedem einzelnen PrÃ¼ffall mit sÃ¤mtlichen
Behandlungsunterlagen auseinandersetzen muss, sondern das PrÃ¼fverfahren
durch die von ihm â��Â auch nach ErfahrungswertenÂ â�� getroffene Auswahl der
Unterlagen straff ausgestalten und effizient am PrÃ¼fauftrag ausrichten kann. Das
Krankenhaus unterstÃ¼tzt ihn dabei. Es muss deshalb wissen, welche ihrer Art nach
konkret bestimmten Unterlagen der MDK benÃ¶tigt. Nur die nicht fristgemÃ¤Ã�e
Vorlage ihrer Art nach konkret bezeichneter Unterlagen rechtfertigt die nicht
unerhebliche Sanktionsfolge. Ansonsten mÃ¼sste das Krankenhaus zur Vermeidung
von Rechtsnachteilen dem MDK immer sÃ¤mtliche Unterlagen zur VerfÃ¼gung
stellen. Dies widersprÃ¤che aber gerade dem durch die PrÃ¼fvV 2014 intendierten
schlanken und gleichwohl effizienten PrÃ¼fverfahren (vgl BSG vom 18.5.2021
â��Â BÂ 1Â KR 24/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 17; vgl dazu auch BSG vom 10.11.2021
â��Â BÂ 1Â KR 22/21Â RÂ â�� juris RdNrÂ 14).

Â 

18
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Auch diese ErwÃ¤gungen gelten in gleicher Weise fÃ¼r die PrÃ¼fvV 2016. Denn
Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 2 PrÃ¼fvV 2016 ist gegenÃ¼ber der VorgÃ¤ngerregelung in der
PrÃ¼fvV 2014 unverÃ¤ndert geblieben.

Â 

19

Dass der MDK die benÃ¶tigten Unterlagen anfordern und konkret benennen
â��kannâ�� (Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 2 undÂ 3 PrÃ¼fvV 2016), er hierzu also nicht
verpflichtet ist, ist insofern unerheblich. Es handelt sich um eine Obliegenheit des
MDK, der eigenverantwortlich sowohl Ã¼ber das â��Obâ��, als auch ggf Ã¼ber den
Umfang und die Konkretisierung der Unterlagenanforderung entscheidet. Der
insoweit erÃ¶ffnete Entscheidungsspielraum des MDK Ã¤ndert aber nichts daran,
dass nur eine der Art nach konkrete Bezeichnung der angeforderten Unterlagen die
Verpflichtung des Krankenhauses zur Ã�bersendung gemÃ¤Ã� Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 4
PrÃ¼fvV 2016 auslÃ¶st, die unabdingbare Voraussetzung fÃ¼r den Eintritt der
PrÃ¤klusionswirkung ist.

Â 

20

3.Â Das Krankenhaus trifft zwar grundsÃ¤tzlich keine von der Anforderung des MDK
unabhÃ¤ngige Obliegenheit zur Ã�bersendung von Unterlagen. Es â��kannâ�� aber
akzessorisch â��Â zu den Unterlagenanforderungen des MDKÂ â�� nach Â§Â 7
AbsÂ 2 SatzÂ 3 PrÃ¼fvV 2016 die aus seiner Sicht zur ErfÃ¼llung des konkreten
PrÃ¼fauftrages erforderlichen Unterlagen â��ergÃ¤nzenâ��. Aus diesem Satz und
dem weiteren Satz 5 des Â§Â 7 AbsÂ 2 PrÃ¼fvV 2016 folgt die Obliegenheit des
Krankenhauses, zusÃ¤tzlich zu den vom MDK (ihrer Art nach konkret bezeichnet)
angeforderten Unterlagen weitere Unterlagen zu Ã¼bersenden, die aus seiner Sicht
zur ErfÃ¼llung des konkreten PrÃ¼fauftrages erforderlich sind. Insoweit weicht die
PrÃ¼fvV 2016 von der fÃ¼r BehandlungsfÃ¤lle bis zum 31.12.2016 geltenden
PrÃ¼fvV 2014 ab (vgl dazu BSG vom 10.11.2021 â��Â BÂ 1Â KR 22/21Â RÂ â��
juris RdNrÂ 10 ff). Auch auf diese Obliegenheit kann sich die materielle
PrÃ¤klusionswirkung erstrecken. DafÃ¼r sprechen der Wortlaut (dazuÂ a), die
Systematik, auch im historischen Vergleich mit den VorgÃ¤ngerregelungen der
PrÃ¼fvV 2014 (dazuÂ b) sowie der Sinn und Zweck der Regelung (dazuÂ c).

Â 

21

a)Â Ebenso wie bezÃ¼glich der Unterlagenanforderung durch den MDK (siehe
obenÂ 2.) folgt auch hier aus dem Wort â��kannâ�� in Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 3
PrÃ¼fvV 2016 nicht, dass an die Entscheidung des Krankenhauses, ergÃ¤nzende
Unterlagen zu Ã¼bersenden oder nicht zu Ã¼bersenden, keinerlei Rechtsfolgen
geknÃ¼pft sind. Hieraus ergibt sich nur, dass es sich nicht um eine rechtlich
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durchsetzbare Verpflichtung des Krankenhauses handelt. Der Wortlaut des Â§Â 7
AbsÂ 2 SatzÂ 3 PrÃ¼fvV 2016 schlieÃ�t hingegen nicht aus, dass es sich um eine
Obliegenheit des Krankenhauses mit allerdings ggf rechtlich weitreichenden
nachteiligen Folgen bei Nichtbeachtung der Obliegenheit handeln kann. FÃ¼r die
von Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 3 PrÃ¼fvV 2016 angesprochene HandlungsmÃ¶glichkeit
des Krankenhauses gilt ebenfalls die achtwÃ¶chige PrÃ¤klusionsfrist. Dies ergibt
sich eindeutig bereits aus dem Wortlaut des Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 5 PrÃ¼fvV 2016.
Danach â��mÃ¼ssenâ�� neben den vom MDK angeforderten auch die
â��gegebenenfalls vom Krankenhaus ergÃ¤nzten Unterlagenâ�� dem MDK
innerhalb der Acht-Wochen-Frist des SatzesÂ 4 zugegangen sein.

Â 

22

b)Â Dies wird durch die innere Systematik des Â§Â 7 AbsÂ 2 PrÃ¼fvV 2016
bestÃ¤tigt. Die SÃ¤tzeÂ 3 undÂ 5 beziehen sich jeweils ausdrÃ¼cklich auf die vom
MDK angeforderten und die vom Krankenhaus (ggf) ergÃ¤nzten Unterlagen. Soweit
in den jeweils nachfolgenden SÃ¤tzenÂ 4 undÂ 6 nur von â��die Unterlagenâ�� die
Rede ist, kann dies wegen des Bezuges zu den vorangegangenen SÃ¤tzenÂ 3
undÂ 5 nur dahingehend verstanden werden, dass damit sowohl die vom MDK
angeforderten, als auch die vom Krankenhaus (ggf) ergÃ¤nzten Unterlagen gemeint
sind. Konsequent bezieht sich auch die in SatzÂ 7 geregelte
NachlieferungsmÃ¶glichkeit nicht nur auf die vom MDK angeforderten, sondern auf
die â��erforderlichen Unterlagenâ��. Und SatzÂ 8 schlieÃ�t nach Ablauf der
Nachlieferungsfrist eine Ã�bersendung â��von Unterlagenâ�� ganz allgemein
aus.Â Â  

Â 

23

Die in Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 3 undÂ 5 PrÃ¼fvV 2016 geregelte eigenverantwortliche
UnterlagenergÃ¤nzung durch das Krankenhaus war in den VorgÃ¤ngerregelungen
der PrÃ¼fvV 2014 noch nicht vorgesehen. Vielmehr traf das Krankenhaus nach
Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 2 undÂ 3 PrÃ¼fvV 2014 lediglich die Obliegenheit, die vom MDK
angeforderten Unterlagen innerhalb von vier Wochen zu Ã¼bermitteln (vgl dazu
BSG vom 10.11.2021 â��Â BÂ 1Â KR 22/21Â RÂ â�� juris RdNr 10 ff), ohne dass es
dem Krankenhaus zuvor unter Geltung der PrÃ¼fvV 2014 verboten war, nicht
angeforderte Unterlagen ergÃ¤nzend mit zu Ã¼bermitteln. Dies war auch der
VerstÃ¤ndnishorizont der verschiedenen MDK, wie deren Hinweise an die
KrankenhÃ¤user belegen, eigenverantwortlich fÃ¼r erforderlich gehaltene
Unterlagen zusÃ¤tzlich zu Ã¼bersenden. Die Vertragsparteien der PrÃ¼fvV 2016
haben aber einerseits die Frist zur UnterlagenÃ¼bersendung gegenÃ¼ber der
PrÃ¼fvV 2014 von vier auf acht Wochen und bei Entrichtung einer Pauschale in
HÃ¶he von 300Â Euro durch das Krankenhaus nochmals um weitere sechs Wochen
verlÃ¤ngert (Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 4 undÂ 7 PrÃ¼fvV 2016). Sie haben andererseits
die HandlungsmÃ¶glichkeit des Krankenhauses, die vom MDK nicht angeforderten
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Behandlungsunterlagen (fachkundig) im Hinblick auf ihre Relevanz fÃ¼r den
jeweiligen PrÃ¼fauftrag durchzusehen und zu ergÃ¤nzen an dieselbe Frist
gebunden, die auch fÃ¼r die Ã�bersendung der vom MDK angeforderten
Unterlagen gilt. Dies hat zur Folge, dass insgesamt zwischen fristgebundenen, mit
einer Obliegenheit behafteten und sonstigen nicht fristgebundenen
Mitwirkungshandlungen des Krankenhauses zu unterscheiden ist.

Â 

24

c)Â Diese erweiterte Obliegenheit des Krankenhauses wird dem Regelungszweck
der PrÃ¼fvV besser gerecht als die bisherige Regelung der PrÃ¼fvV 2014.

Â 

25

Ziel der PrÃ¼fvV ist ein effizientes und konsensorientiertes PrÃ¼fverfahren, bei
dem die KKn, der MDK und die KrankenhÃ¤user konstruktiv zusammenarbeiten 
(Â§Â 1 PrÃ¼fvV 2016). Â§Â 7 AbsÂ 2 PrÃ¼fvV 2016 dient vorrangig, aber nicht
allein der Beschleunigung und Verfahrenskonzentration. Die Regelung schafft einen
angemessenen Ausgleich zwischen dem Anspruch des Krankenhauses auf
vollstÃ¤ndige VergÃ¼tung der erbrachten erforderlichen
Krankenhausbehandlungen und einem zÃ¼gigen Abschluss des PrÃ¼fverfahrens
und damit der Rechtssicherheit. Der Streitstoff fÃ¼r die Ã�berprÃ¼fung der
Abrechnung des Behandlungsfalls soll vollstÃ¤ndig gebÃ¼ndelt und deren
Abschluss insgesamt beschleunigt werden. Hierbei ist es grundsÃ¤tzlich Aufgabe
des MDK, die prÃ¼frelevanten BegrÃ¼ndungselemente durch die
Unterlagenauswahl selbst so einzugrenzen, dass die AnspruchsprÃ¼fung
konzentriert erfolgen kann, dh alle fÃ¼r die AnspruchsprÃ¼fung relevanten
Gesichtspunkte erfasst werden kÃ¶nnen. Das Krankenhaus soll die aus Sicht des
MDK fÃ¼r die Beantwortung der PrÃ¼ffragen benÃ¶tigten und konkret
bezeichneten Unterlagen zeitnah vorlegen, damit das PrÃ¼fverfahren durch die
Beantwortung der PrÃ¼ffragen zÃ¼gig seinen Abschluss finden kann. VersÃ¤umt
der MDK die sachgerechte Eingrenzung der zur AbrechnungsprÃ¼fung benÃ¶tigten
Unterlagen, tritt das Interesse an der Ã�berprÃ¼fung der Abrechnung hinter dem
Interesse des Krankenhauses an vollstÃ¤ndiger VergÃ¼tung der erbrachten
Leistungen zurÃ¼ck (vgl â��Â zur PrÃ¼fvV 2014Â â�� BSG vom 18.5.2021
â��Â BÂ 1Â KR 32/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 24 mwN).Â  

Â 

26

Allerdings kennt der MDK â��Â anders als das KrankenhausÂ â�� die
Patientenakten nicht und weiÃ� folglich auch nicht genau, welche Unterlagen zur
ErfÃ¼llung des PrÃ¼fauftrages im Einzelfall erforderlich sind. Grenzt er die
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Unterlagenanforderung zur Beschleunigung und Konzentration des PrÃ¼fverfahrens
ein, ist damit stets auch das Risiko verbunden, nicht alle fÃ¼r die ErfÃ¼llung des
PrÃ¼fauftrages erforderlichen Unterlagen angefordert zu haben. Dieses Risiko wird
durch die MÃ¶glichkeit des MDK, weitere Unterlagen nachzufordern, allenfalls
teilweise ausgeglichen. Zudem fÃ¼hrt eine solche Nachforderung regelmÃ¤Ã�ig zu
einer VerlÃ¤ngerung des PrÃ¼fverfahrens.

Â 

27

Die in Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 3 undÂ 5 PrÃ¼fvV 2016 geregelte Obliegenheit des
Krankenhauses, die aus seiner Sicht zur ErfÃ¼llung des konkreten PrÃ¼fauftrages
erforderlichen Unterlagen zu ergÃ¤nzen, belÃ¤sst insofern einerseits die
Verantwortung fÃ¼r die Ausgestaltung des PrÃ¼fverfahrens beim MDK (siehe dazu
auch noch unterÂ 4.), gleicht aber andererseits dessen Informationsdefizit
hinsichtlich des konkreten Inhalts der Patientenakte durch eine
Mitwirkungsobliegenheit des Krankenhauses teilweise aus. Dieses hat die nicht von
der Anforderung umfassten weiteren Patientenunterlagen kursorisch (siehe
dazuÂ 4.) auf ihre Relevanz fÃ¼r den konkreten PrÃ¼fauftrag durchzusehen und sie
ggf dem MDK ebenfalls zu Ã¼bersenden. Dabei wird dem Beschleunigungszweck
der PrÃ¼fvV effektiv nur dadurch Rechnung getragen, dass sich auch an die
Verletzung dieser Mitwirkungsobliegenheit Rechtsfolgen knÃ¼pfen, die auf einen
zÃ¼gigen Abschluss des PrÃ¼fverfahrens ausgerichtet sind. Dies wird durch
materielle PrÃ¤klusion erreicht.

Â 

28

4.Â An die Obliegenheit des Krankenhauses zur inhaltlichen PrÃ¼fung und ggf zur
ErgÃ¤nzung der Unterlagen, dÃ¼rfen jedoch keine Ã¼bersteigerten Anforderungen
gestellt werden. Die Verantwortung fÃ¼r die Festlegung des PrÃ¼fumfangs und der
Ermittlungstiefe liegt nach wie vor beim MDK. Er kann den von der KK mitgeteilten
PrÃ¼fgegenstand (Â§Â 4 PrÃ¼fvV 2016) erweitern (Â§Â 6 AbsÂ 3 SatzÂ 5 undÂ 6
PrÃ¼fvV 2016) und entscheidet selbst, welche Unterlagen er zur Beurteilung von
Voraussetzungen, Art und Umfang der Leistung sowie zur PrÃ¼fung der
ordnungsgemÃ¤Ã�en Abrechnung benÃ¶tigt (Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 2 PrÃ¼fvV 2016).
Er kann sich dabei auf die punktuelle PrÃ¼fung einzelner Fragestellungen und
Unterlagen beschrÃ¤nken, aber auch den Behandlungsfall unter Beiziehung
sÃ¤mtlicher Behandlungsunterlagen vollstÃ¤ndig prÃ¼fen, also insbesondere die
gesamte Patientenakte (Krankenakte) als eine ihrer Art nach konkretisierte
Unterlage anfordern. Insofern trÃ¤gt er im Grundsatz nach wie vor auch das Risiko,
nicht alle prÃ¼frelevanten Unterlagen angefordert zu haben. Das Krankenhaus trifft
lediglich die Obliegenheit, die â��aus seiner Sicht zur ErfÃ¼llung des konkreten
PrÃ¼fauftrages erforderlichen Unterlagenâ�� zu ergÃ¤nzen (Â§ 7 Abs 2 Satz 3
PrÃ¼fvV2016). Diese Obliegenheit ist Ausfluss der Verpflichtung des
Krankenhauses, mit dem MDK konstruktiv zusammenzuarbeiten und ihn bei der
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DurchfÃ¼hrung des PrÃ¼fverfahrens zu unterstÃ¼tzen (vgl Â§Â 1 SatzÂ 2 PrÃ¼fvV
2016; ferner BSG vom 20.1.2021 â��Â BÂ 1Â KR 31/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 37
mwN). Dabei hat das Krankenhaus nicht die Obliegenheit, in jedem Einzelfall die
gesamte Dokumentation daraufhin durchzusehen, welche Unterlagen
mÃ¶glicherweise noch prÃ¼frelevant sein kÃ¶nnten. Mehr als eine kursorische
Durchsicht der nicht angeforderten Behandlungsunterlagen daraufhin, ob diese
fÃ¼r die ErfÃ¼llung des PrÃ¼fauftrages ersichtlich relevant sein kÃ¶nnen, kann
vom Krankenhaus regelmÃ¤Ã�ig nicht erwartet werden. Der genaue Umfang der
Mitwirkungsobliegenheit des Krankenhauses hÃ¤ngt auch vom Umfang und der
Konkretisierung des jeweiligen PrÃ¼fauftrages ab.

Â 

29

Die BeschrÃ¤nkung auf eine kursorische Durchsicht ergibt sich aus dem Wortlaut
des Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 3 PrÃ¼fvV 2016, wonach das Krankenhaus die aus seiner
Sicht zur ErfÃ¼llung des â��konkreten PrÃ¼fauftragesâ�� erforderlichen
Unterlagen ergÃ¤nzen kann, sowie aus dem Sinn und Zweck der Regelung. Bei
einem umfassenden PrÃ¼fauftrag im Sinne einer sogenannten â��VollprÃ¼fungâ��
der Wirtschaftlichkeit der Behandlung und der sachlich-rechnerischen Richtigkeit
der Abrechnung ist fÃ¼r das Krankenhaus regelmÃ¤Ã�ig nur schwer abschÃ¤tzbar,
welche Unterlagen prÃ¼frelevant sein kÃ¶nnten. Es mÃ¼sste dann zum Ausschluss
einer PrÃ¤klusion regelmÃ¤Ã�ig sÃ¤mtliche Behandlungsunterlagen Ã¼bersenden,
was dem Ziel eines effizienten und schlanken PrÃ¼fverfahrens widersprÃ¤che und
die Verantwortung fÃ¼r die Festlegung des PrÃ¼fumfangs und der PrÃ¼ftiefe vom
MDK auf das Krankenhaus abwÃ¤lzen wÃ¼rde (vgl auch BSG vom 18.5.2021
â��Â BÂ 1Â KR 24/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 17). Bei PrÃ¼fauftrÃ¤gen, die punktuell
auf einzelne konkrete Fragestellungen beschrÃ¤nkt sind, kann vom Krankenhaus
ggf auch eine genauere Durchsicht der hierfÃ¼r in Betracht kommenden
Unterlagen verlangt werden.Â Â Â Â Â  

Â 

30

5.Â Die Voraussetzungen der PrÃ¤klusion lagen danach hier hinsichtlich der
Krankenhauseinweisung der HausÃ¤rztin des Versicherten vor.

Â 

31

a)Â Die zum 1.1.2017 in Kraft getretene PrÃ¼fvV 2016 ist zeitlich auf die im
Dezember 2017 durchgefÃ¼hrte Krankenhausbehandlung des Versicherten und
inhaltlich auf die hier erfolgte AbrechnungsprÃ¼fung iS des Â§Â 275 AbsÂ 1c
SatzÂ 4 SGBÂ V (idF durch ArtÂ 6 NrÂ 21a des Gesetzes zur Reform der Strukturen
der Krankenhausversorgung vom 10.12.2015, BGBlÂ I 2229) anwendbar (vgl Â§Â 2
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AbsÂ 1, Â§Â 13 AbsÂ 1 PrÃ¼fvV 2016; vgl auch BSG vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR
37/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 14 mwN; zur Anwendbarkeit der PrÃ¼fvV 2014 auch auf
sachlich-rechnerische PrÃ¼fungen ab dem 1.1.2016 vgl BSG vom 10.11.2021
â��Â BÂ 1Â KR 36/20Â RÂ â�� juris RdNr 13 ff).

Â 

32

b)Â Der MDK hat vom Krankenhaus der Art nach konkret bezeichnete Unterlagen
angefordert. Er hat â��mindestensâ�� die Ã�bersendung von Arztbriefen,
prÃ¼frelevanten Prozedurenunterlagen, Fieberkurven, Pflegedokumentation,
Verlaufsdokumentation aller Berufsgruppen sowie der Aufnahmedokumentation
gefordert. Insoweit hat er die angeforderten Unterlagen ihrer Art nach konkret
bezeichnet. Dass der Aufforderung die pauschale Formulierung â��sÃ¤mtlicher
prÃ¼fungsrelevanter Unterlagenâ�� vorangestellt war, die fÃ¼r sich genommen die
Rechtsfolgen des Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 4Â ff PrÃ¼fvV 2016 nicht auslÃ¶sen konnte,
ist hierbei unschÃ¤dlich (vgl BSG vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR 24/20Â RÂ â�� juris
RdNrÂ 38). Der Sache nach handelt es sich hierbei letztlich nur um einen Hinweis
auf die sich aus Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 3 undÂ 5 PrÃ¼fvV 2016 ergebende
Obliegenheit des Krankenhauses, die aus seiner Sicht zur ErfÃ¼llung des konkreten
PrÃ¼fauftrages erforderlichen Unterlagen zu ergÃ¤nzen (siehe dazu obenÂ 3.).

Â 

33

c)Â Das Krankenhaus traf nach den oben dargelegten MaÃ�stÃ¤ben (siehe obenÂ 2.
undÂ 3.) gemÃ¤Ã� Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 3 bisÂ 5 PrÃ¼fvV 2016 die Obliegenheit, die
Krankenhauseinweisung der HausÃ¤rztin des Versicherten innerhalb der Acht-
Wochen-Frist an den MDK zu Ã¼bersenden. Dabei kann dahingestellt bleiben, ob
die Krankenhauseinweisung der Aufnahmedokumentation zuzurechnen und damit
bereits von der Unterlagenanforderung umfasst war (vgl dazu auch BSG vom
10.11.2021 â��Â BÂ 1Â KR 22/21Â RÂ â�� juris RdNrÂ 19). Auch wenn dies nicht der
Fall war, hÃ¤tte das Krankenhaus die Krankenhauseinweisung von sich aus
ergÃ¤nzend beifÃ¼gen mÃ¼ssen. Der PrÃ¼fauftrag des MDK war auf die PrÃ¼fung
der Notwendigkeit der stationÃ¤ren Behandlung (sog primÃ¤re Fehlbelegung)
beschrÃ¤nkt. Die Relevanz der Krankenhauseinweisung fÃ¼r diesen konkreten
PrÃ¼fauftrag war fÃ¼r das Krankenhaus auch bei kursorischer Durchsicht der
Behandlungsunterlagen ohne Weiteres erkennbar. Sie beschreibt die den Anlass
fÃ¼r die stationÃ¤re Einweisung bildende Dynamik der Krankheitssymptome, die
(zusÃ¤tzlich) geeignet ist, eine stationÃ¤re Aufnahme zur kurzfristigen
diagnostischen AbklÃ¤rung zu rechtfertigen.

Â 

34
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d)Â Das Krankenhaus hat die Krankenhauseinweisung nicht innerhalb der Acht-
Wochen-Frist an den MDK Ã¼bermittelt und auch nicht von der durch Â§Â 7 AbsÂ 2
SatzÂ 7 PrÃ¼fvV 2016 erÃ¶ffneten MÃ¶glichkeit der Nachlieferung innerhalb
weiterer sechs Wochen Gebrauch gemacht.

Â 

35

e)Â Weder hat das Krankenhaus geltend gemacht noch ist sonst ersichtlich, dass die
nicht fristgerechte Ã�bersendung der Krankenhauseinweisung auf UmstÃ¤nden
beruht, die das Krankenhaus nicht zu vertreten hat (vgl dazu eingehend BSG vom
10.11.2021 â��Â BÂ 1Â KR 43/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 23Â ff).

Â 

36

6.Â Die durch Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 6, 8 undÂ 9 PrÃ¼fvV 2016 bewirkte materielle
PrÃ¤klusion hat zur Folge, dass die vom Krankenhaus nicht fristgerecht
Ã¼bermittelte Krankenhauseinweisung auch im Gerichtsverfahren nicht mehr zur
BegrÃ¼ndung des VergÃ¼tungsanspruchs berÃ¼cksichtigt werden darf. Sie ist als
Beweismittel endgÃ¼ltig ausgeschlossen (vgl BSG vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR
32/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 10; BSG vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR 24/20Â RÂ â��
juris RdNrÂ 11). Es ist insofern unerheblich, dass die KK im Klageverfahren die vom
Krankenhaus an das SG Ã¼bersandte komplette Krankenakte dem MDK zur
Begutachtung vorgelegt hat und danach der VergÃ¼tungsanspruch zwischen den
Beteiligten â��unstreitigâ�� ist. Die KK hat weder ein â��Â vom Krankenhaus
angenommenesÂ â�� prozessuales Anerkenntnis (Â§Â 101 AbsÂ 2 SGG; vgl dazu
BSG vom 8.9.2015 â��Â BÂ 1Â KR 1/15Â RÂ â�� BSGEÂ 119, 293 =Â SozR
4â��1500 Â§Â 101 NrÂ 2) unter der innerprozessualen Bedingung abgegeben, dass
sie sich nur dann gegen den VergÃ¼tungsanspruch des Krankenhauses wende,
wenn sich aus Â§Â 7 AbsÂ 2 PrÃ¼fvV 2016 eine materiell-rechtliche Ausschlussfrist
ergeben sollte. Noch hat sie ein deklaratorisches Schuldanerkenntnis unter der
Bedingung abgegeben, auf andere Einwendungen als die materiell-rechtliche
Ausschlussfrist verzichten zu wollen. Sie hat vielmehr ausdrÃ¼cklich darauf
hingewiesen, dass sie keine weiteren als die zuvor Ã¼bersandten Unterlagen gegen
sich gelten lassen werde. Allein der Umstand, dass die KK â��Â etwa um
anderenfalls drohende prozessuale Nachteile oder zusÃ¤tzliche Gerichtskosten fÃ¼r
die Beauftragung eines medizinischen SachverstÃ¤ndigen zu vermeidenÂ â�� eine
erneute Begutachtung durch den MDK veranlasst und dieser die
PrÃ¤klusionsregelung nicht beachtet hat, kann nicht dazu fÃ¼hren, dass die KK das
von ihr im Verfahren durchgehend geltend gemachte Recht, sich gegenÃ¼ber dem
Krankenhaus auf die PrÃ¤klusionsregelung zu berufen, verliert. Der von der KK nicht
anerkannte VergÃ¼tungsanspruch des Krankenhauses bleibt insofern â��strittigâ��
iS des Â§Â 7 AbsÂ 2 SatzÂ 6 undÂ 9 PrÃ¼fvV 2016.
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7.Â Das Berufen der KK auf die VersÃ¤umung der Frist zur Vorlage der
Krankenhauseinweisung ist vor diesem Hintergrund auch nicht treuwidrig.

Â 

38

8.Â Das LSG hat â��Â von seinem Standpunkt aus folgerichtigÂ â�� die
Krankenhauseinweisung der HausÃ¤rztin als Beweismittel berÃ¼cksichtigt und
ausdrÃ¼cklich offengelassen, ob sich die Notwendigkeit der stationÃ¤ren
Krankenhausbehandlung auch schon aus den vom MDK angeforderten und vom
Krankenhaus fristgerecht vorgelegten Unterlagen ergeben hat. Im
wiedererÃ¶ffneten Berufungsverfahren muss das LSG feststellen, ob die
Voraussetzungen des streitigen VergÃ¼tungsanspruchs ohne BerÃ¼cksichtigung
der prÃ¤kludierten Krankenhauseinweisung nachweisbar sind. Der Inhalt der
Krankenhauseinweisung darf dabei auch nicht unter Umgehung der
PrÃ¤klusionsregelung, etwa durch ersetzende Zeugenaussagen in das Verfahren
eingefÃ¼hrt werden. LÃ¤sst sich nach AusschÃ¶pfen der gebotenen AufklÃ¤rung
nicht feststellen, dass die tatbestandlichen Voraussetzungen der abgerechneten
Fallpauschale erfÃ¼llt gewesen sind, trÃ¤gt das Krankenhaus die objektive
Beweislast fÃ¼r das Vorliegen dieser tatbestandlichen Voraussetzungen (vgl BSG
vom 18.5.2021 â��Â BÂ 1Â KR 32/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 35; BSG vom 18.5.2021
â��Â BÂ 1Â KR 24/20Â RÂ â�� juris RdNrÂ 39).Â  

Â 

39

9.Â Die Kostenentscheidung bleibt dem LSG vorbehalten. Die Festsetzung des
Streitwerts beruht auf Â§Â 197a AbsÂ 1 Satz 1 TeilsatzÂ 1 SGG iVm Â§Â 63 AbsÂ 2
SatzÂ 1, Â§Â 52 AbsÂ Â 3 sowie Â§Â 47 AbsÂ 1 GKG.

Erstellt am: 16.02.2022

Zuletzt verändert am: 21.12.2024
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